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Körperschaft Steuer
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Festste!lung

Umfang der Steuerbegünstigung
Die Körperschaft ist teilweise nach § 5 Abs 1 Nr. 9 KStG von der Körperschaftsteuer befreit.

Hinweise zur Steuerbegünstigung ; , . .
Die Körperschaft fördert im Sinne der. §S 51; ff. AO ausschließlich und unmittelbar
folgende gemeinnüt2ige Zwecke:

- Förderung von Zwecken 1. S. des S 52 Absatz 2 Satz 2 AO

Hinweise 2ur Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen
Die Körperschaft ist berechtigt, für Spenden, die ihr zur Verwendung für diese Zwecke 2ugewendet
werden, Zuwendungsbestätigungen nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (§ 50 Abs. 1 EStDV) aus2u-
stellen. Die amtlichen Muster für die Ausstellung steuerlicher Zuwendungsbestätigungen stehen im
Internet unter https://www. formu1are-bfinv.de als ausfüllbare Formulare zur Verfügung.
Zuwendungsbestätigungen für Spenden und ggf. Mitgliedsbeiträge dürfen nur ausgestellt werden,
wenn das Datum dieses Freistellungsbescheids nicht länger als fünf Jahre zurückliegt. Die Frist
ist taggenau zu berechnen (§ 63 Abs. 5 AO).

Haftung bei unrichtigen Zuwendungsbestätigungen und fehl verwendeten Zuwendungen
Wer vorsät2lich oder grob fahrlässig'eine unrichtige Zuwendungsbestätigung ausstellt oder veran-
1asst, dass Zuwendungen nicht -zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten
Zwecken verwendet werden, haftet für'die entgangene Steuer. Dabei wird die entgangene Einkonmen-
Steuer oder Körperschaftsteuer mit 30 '/-, die entgangene Gewerbesteuer pauschal mit 15% der Zuwen-
düng angesetzt (S lOb Abs. 4 EStG, § 9 Abs. 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG).

Hinweise 2um Kapita1ertragsteuerab2ug
Bei Kapitalerträgen, die bis 2un 31. 12. 2022 zufließen, reicht für die Abstandnahne vom Kapital -
ertragsteuerab2ug nach § 44a Abs. 4 und 7 Satz 1 Nr. 1 sowie Abs. 4b Satz 1 Nr. 3 und Abs. 10
Satz T Nr. 3 EStG die Vorlage dieser Anlage oder die Überlassung einer amtlich beglaubigten Kopie
dieser Anlage aus. Das Gleiche gilt bis 2um o. a. Zeitpunkt für die Erstattung von Kapitalertrag-
Steuer nach § 44b Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 EStG durch das depotführende Kredit- oder Finan2dienst1ei-
stungsinstitut.
Die Vorlage dieser Anlage 2um Bescheid ist unzulässig, wenn die Erträge in einem wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb anfallen, für den die Befreiung von der Korperschaftsteuer ausgeschlossen ist.

Anmerkungen
Bitte beachten sie, dass die Inanspruchnahme der Steuerbefreiungen auch In Zukunft von der tat-
sachlichen Geschäftsführung abhängt, die der Nachprüfung durch das Finanzamt - ggf. im Rahmen ei -
ner Außenprüfung - unterliegt. Die tatsächliche Geschäftsführung rauss auf die ausschließliche
und unmittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet sein und die Bestimmungen der
Satzung beachten.
Dies rauss auch künftig durch ordnungsmäßige Aufzeichnungen (Aufstellung der Einnahmen und Ausgab-
en, Tätigkeitsbericht, Vermögensübersicht mit Nachweisen über Bildung und Entwicklung der Ruck-
lagen) nachgewiesen werden (S 63 AO)
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Finanzkasse München
Postfach 1155, 84442 Mühldorf
Zi. Nr. : 112 Tel. : 089 1252-6351

Weitere Informationen auf der letzten Seite oder im
Internet unter www. finanzamt. bayern. de

fffft Fortsetzung siehe Seite 2 »»»*»

Kreditinstitut:
BBk München
IBAN DE05 7000 0000 0070 0015 06
BayemLB München
IBAN DE37 7005 0000 0000 0249 62
UniCredit Bank-HypoVereinbk
IBAN DE78 7002 0270 0000 0801 20
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weitere Informationen

Öffnungszeiten:

Mo-WIi 7:30-16, Do -18, Fr-12:30 Deroystr. 12

Nahverkehrsanbi ndung:
Katharlna-von-Bora-Str. 4: S-Bahn: Station Stachus -Tran 27: Station Ottostr.
U-Bahn (Linie 2): Station Kön1gsp1at2
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Bescheid für 2019 über Körperschaftsteuer und Solidaritätszuschlag
vom 20. 09. 2021
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Erläuterungen
Es werden folgende gemeinnüt2ige Zwecke verfolgt:

1. die Förderung von Wissenschaft und Forschung;
2. die Förderung der Religion;
3. die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege, insbe-
sondere die Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten, auch durch Krankenhäuser in
Sinne des § 67, und von Tierseuchen;
4. die Förderung der Jugend- und Altenhilfe;
5. die Förderung von Kunst und Kultur;
6. die Förderung des Denkmalschut2es und der Denkmalpflege;
7. die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der StudentenhiIfe;
8. die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des
Bundesnaturschut2gesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, des Umwe1tschut2es, des
Küstenschutzes und des HochwasserSchutzes;
9. die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich anerkannten Verbände
der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung), ihrer Unterverbände
und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten;
10. die Förderung der Hilfe für politisch, rassischoder religiös Verfolgte» für Flüchtlinge, Ver-
tnebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädigte und
Kriegsgefangene, Zivil beschädigte und Behinderte sowie Hilfe für Opfer von Straftaten; Förderung
des Andenkens an Verfolgte» Kriegs- und Katastrophenopfer; Förderung des Suchdienstes für
Vermlsste;
11. die Förderung der Rettung aus Lebensgefahr;
12. die Förderung des Feuer-» Arbeits-, Katastrophen- und Z1v1Ischutzes sowie der Unfallverhütung;

13. die Förderung internationalerGesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des
Vö1kerver st änd i gungsgedankens;
14. die Förderung des Tierschutzes;
15. die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit;
16. die Förderung von verbraucherberatung und Verbraucher schütz;
17. die Förderung der Fürsorge für Strafgefangene und ehemalige Strafgefangene;
18. die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern;
19. die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie;
20. die Förderung der Knminatprävention;
21. die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport);
22. die Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde;
23. die Förderung der Tierzucht, der Pf1an2en2ucht, der Kleingärtnerei, des traditionellen
Brauchtums einschließlich des Karnevals, der Fastnacht und des Faschings, der Soldaten- und
Reservistenbetreuung, des Amateurfunkens, des ModelIflugs und des Hundesports;
24. die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im Geltungsbereich dieses Gesetzes;
hier2u gehören nicht Bestrebungen, die nur bestimmte Ein2e1Interessen staatsbürgerlicher Art
verfolgen oder die auf den kommunal politischen Bereich beschränkt sind;
25. die Förderung des bürgerschaft lichen Engagements 2ugunstengeneinnüt2iger, mildtätiger und
kirchlicher Zwecke.
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Dieser Festset2ung liegen Ihre (am 12. 07. 2021 um 18:44:20 Uhr) in authentifi2lerter Form übemit-
leiten Daten 2ugrunde.

Die Festsetzung des so1idaritäts2usch1ags ist gem. S 165 Abs. 1 S. Z Nr. 3 AO vorläufig hinsichtlich
- der verfassungsmäßigkeit des So1idantätszusch1aggeset2es 1995

Die Vorläufigkeitserklärung erfasst sowohl die Frage, ob die angeführten gesetzlichen Vorschriften
Siit hoherrangigsfa Recht vereinbar sind, als auch den Fall, dass das Sundesvsrfassungsgencht oder
der Bundesfinan2hof die streitige verfassungsrechtliche Frage durch verfassungskonforme Auslegung
der angeführten gesetzlichen Vorschriften entscheidet (BFH-Urteil von 30. September 2010 - III R
39/08 - BStB1 2011 II S. 11). Die Vorläufigkeitserklärung erfolgt lediglich aus
verfahrenstechnischen Gründen. Sie ist nicht dahin 2U verstehen, dass die in Vorläufigkeitsvermerk
angeführten gesetzlichen Vorschriften verfassungswidrig oder als gegen Unionsrecht verstoßend
angesehen werden. Soweit die Vorläufigkeitserklärung die Frage der verfassungsmäßigkeit einer ^to^m
betrifft, Ist sie außerdem r nicht ;dah1ngehend 2u verstehen, dass die Finan2verwa1tung es für
möglich hält, das Bundesverfassungsgericht oder der Bundesfinanzhof könne die im
Vor laufigkeitsvernerk angeführte Rechtsnorm gegen ihren Wortlaut auslegen. Sollte aufgrund einer
diesbe2üg1ichen Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union, des
Bundesverfassungsgerichts oder des Bundesfinanzhofs diese Steuerfestsetzung aufzuheben oder 2U
ändern sein, wird die Aufhebung oder Änderung von Amts wegen vorgenommen; ein Einspruch ist daher
Insoweit nicht erforderlich.
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echtsbehelfsbelehrung
ne 1n diesen Bescheid enthaltenen Verwaltungsakte können mit den Einspruch angefochten werden.
er Einspruch ist bei den vor bezeichneten Finan2amt oder bei der angegebenen Außenstelle
chriftlich e1n2ureichen, diesen / dieser elektronisch zu übermitteln oder dort zur Niederschrift
u erklären.
in Einspruch ist Jedoch ausgeschlossen, soweit dieser Bescheid einen Verwaltungsakt ändert oder
rsetzt, gegen den ein zulässiger Einspruch oder (nach einen 2Uläss1gen Einspruch) eine zulässige
läge, Revision oder Nichtzulassungsbeschwerde anhängig ist. In diesen Fall wird der neue
erwaltungsakt Gegenstand des Rechtsbehelfsverfahrens.

_ie Frist für die Einlegung eines Einspruchs beträgt einen Monat.
ie beginnt mit Ablauf des Tages, an der Ihnen dieser Bescheid bekannt gegeben worden ist. Bei
usendung durch einfachen Brief oder Zustellung mittels Einschreiben durch Übergabe gilt die Be-
anntgabe nit den dritten Tag nach Aufgabe 2ur Post als bewirkt, es sei denn, dass der Bescheid 2U
Inen späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Bei Zustellung mit Zustellungsurkunde oder mittels
anschreiben mit Rückschein oder gegen Enpfangsbekenntnis ist Tag der Bekanntgabe der Tag der
uste11ung.

-ei Einlegung des Einspruchs soll der verwaltungsakt be2eichnet werden, gegen den sich der
inspruch richtet. Es so11 angegeben werden, inwieweit der Verwaltungsakt angefochten wird. Ferner
o11en die Tatsachen, die zur Begründung dienen, und die Beweismittel angeführt werden.
inweis: Soweit das Finanzamt diesem Bescheid Entscheidungen 2ugrunde gelegt hat, die in einem
rundlagenbescheid getroffen worden sind, kann der Bescheid nicht erfolgreich mit der Begründung
ngefochten werden, dass die In Grundlagenbescheid getroffenen Entscheidungen un2Utreffend seien.
iieser Einwand kann nur gegen den Grundlagenbescheid erhoben werden.

;u Ihrer Information:
tenn Sie beabsichtigen, einen Einspruch elektronisch einzulegen, wird empfohlen, den Einspruch
ber "Mein ELSTER" (www. e1ster. de) oder jede andere Steuer-Software, die die Möglichkeit des
ilektronIschen Einspruchs anbietet, zu übermitteln.

atenschut 2h i nwei s
Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuer Verwaltung und über Ihre
achte nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie über Ihre Ansprechpartner In Datenschutz fragen

-ntnehnen sie bitte den allgemeinen infornationsschreiben der Finan2verwa1tung. Dieses
.nfornationsschretben finden Sie unter www. finanzant. de (unter der Rubrik "Datenschutz") oder
-.rhalten sie bei Ihren Finanzamt.

weitere Infomat Ionen

Öffnungszeiten:

Mo-MI 7:30-16, Do -18, Fr-12:30 Deroystr. 12

Nahverkehrsanbindung:
Katharina-von-Bora-Str. 4: S-Bahn: Station Stachus -Tran 27: Station Ottostr.
U-Bahn (Linie 2): Station Konigsplatz
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DipI. -Kfm. Andreas Schickl
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater

SLBESCHEip GEPR"FT
;am22j0^.Z

Eimvenciungen
Einspruch
am_.. _. -... -.,. ".

Q Ände:-ur:g . ^i:a';:£t
BITTE TEREviiN PUR
a Abschiusszahiung

Vorauszahiung
vormerken


